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Baumfällungen - ein Zeichen der Zeit
Von Jöro v. Prondzinski

In den letzten l4onaten dürfte es
niemandem im Stadtteil entgangen
sein: Eine gigantische Anzahl von
Bäumen wurde gefällt. Dieser Artikel
will versuchen, die Hintergründe zu
beleuchten.

Es ist nicht das erste lahr, in dem
mehr Bäume gefällt als nachgepfland
werden. lJnd Wilhelmsburg ist nicht
der einzige Stadtteil, in dem dies
passiert. In der letden ,Saison' aber
hat hier das Abholzen alle bisherigen
lYaßstäbe gesprengt.

Betroffen sind nicht nur Bäume, die
das Pech haben, auf dem der Garten-
schau-GmbH anhand gegebenen
Land zu stehen. Andere Grünanlagen
werden Jahr für lahr immer weiter
entholzt. Für Planungen der neuen
l4itte Wilhelmsburgs sind Hundede
Bäume gefällt (noch viel mehr sollen
folgen) und auch Straßenbäume ver-
schwinden nach und nach ersatzlos.

Und ist es doch Wahnsinn bezüglich
der Klimahauptstadt green capital
und der ökologischen Vernunft, so
hat es doch lt4ethoder Das Ganze 9e-
schieht nicht aus Unachtsamkeit oder
aufgrund von Planungsfehlern, nein,
insbesondere die Gartenschau soll ja
vorbildhaft den Umgang mit dem
öffentlichen crün für das neue Jahr-
hundert aufzeigen.

Warum aber verschwinden nun die
Bäume aus der Stadt - und nicht nur
die, sondern naturnahe Grünflächen
und ökologisch wertvolle Bereiche
generell?

Zwei Aussagen sind zu der Frage

möglich, wobei angemerkt sei, dass
das Folgende die Tendenz beschreibt
und nicht behauptet, dass alles schon
zu 100% so wäre (und die ver-
wendeten Schlagworte bitte nicht
abschrecken mögen,,.).

1.r Das Virtuelle sieot über das
Bealq Hamburg ist eine grüne Stadt,
So ist jedenfalfs das Inage, Images
können produziert werden, müssen
aber nicht unbedingt der Realitäit ent-
sprechen. Wenn nur oft genug ge-
sagt wird, Hamburg sei eine grüne
Stadt, wird dies geglaubt (also das
Image efolgleich hergestellt), auch
ohne dass besonders viel Grün fat-
Ejchlich vorhanden sein müsste. (Im
Vergleich mit den anderen Stiidten,
die sich um den Titel .l.Jmwelthaupt-
stadt' beworben haben, ist die
Hamburger Grünflächenversorgung
unterdurchschnittlich.) Damit ist aber
das Verschwinden des Grüns noch
nicht zwingend erklärt.

Folgt 2.i Das Neoliberale sieot über
das Soziale. Hamburg hält sich zu-
nehmend nicht mehr für eine Stadt,
also ein Gemeinwesen aller in ihr
lebender l\4enschen, sondern für ein
Unternehmen, das,Unternehmen
Hamburg' eben, schon in den Boer
Jahren ausgerufen von Bürgermeister
von Dohnanyi. Dieses Unternehmen
hat andere Ideale als die alte Stadt.
Früher sorgte sich das Gemeinwesen
Stadt (auch) um Interessensausgleich
zwischen den gesellschaft l ichen
Gruppen und um eine allgemeine
Daseinsvorsorge. Beispielsweise

durch das Erheben von sozial ge-
staffelten Steuern, die dann für den
Erhalt der crünanlagen vetuendet
wurden, die kostenlos für die All-
gemeinheit zugänglich waren. Jetzt
ist alles anders: Die l4etropole
Hamburg muss sich (angeblich) im
globalen Wettbewerb positionieren.
Das einzige was mit Steuern noch
geschehen kann, ist sie zu senken -
im Sinne des Wirtschaftsstandorts.

Statt der Steuern gibts jetzt Ein-
nahmen für die Unternehmensbilanz.
Das geht - neben dem Spekulieren,
das manchmal schief geht - durch
Verkaufen von Produkten (HEW,
Krankenhäuser, Grundstücke - zu-
mindest, solange noch,Tafelsilber'
vorhanden ist) oder das Vermieten
von dem, was noch nicht verkauft ist.

So erhöht das Hamburger Tochter-
unternehmen SAGA/GWG die lvlieten
stärker, als es dem Hamburger
Durchschnitt entspricht. Dafür kann
es dann den jährlichen ,,Elbphilhar-
monie-Soli" von 100 lYio. € abführen.
(tJnd die [lieterlnnen gewöhnen sich
schon mal daran, wie es ist, wenn die
SAGA dann do€h verkauft wird, wenn
der Vermieter ein global player auf
dem Kapitalmarkt ist, wie es die
Gagfah im Bahnhofs- und Korallus-
viertel schon jetzt zeigt.)

Auch die Ausgaben werden andere
- Werbeetat rauf, Bet ebskosten run-
ter: Für Stadtmarketing-Symbole wie
die Elbphilharmonie sind schnell mal
ein paar hundert N.lillionen mehr
fällig, bei Bücherhallen und öffent-
lichem Grün wird gestrichen.

Wobei mit den Stichworten Verkauf
und Kostensenkung wieder die Ver-
bindung zur Gartenschau hergestellt

"t" .. 
_ü-

irä
NE;T

-.sind's f,ie ruJlet

FUSSPFLBGE
Thomas Beermann

Neueröffnung:

Ponugiesische Fisch- & FleischsperiaItäten

Veringstraße 26 - 8 75 66 27 27
- 12 bis 24 Uhr durchgshend wames Essen -



Wilhelmsburger Inse Rundb ick 4/2010 Se te 7

wäre: Das bislang öffentliche Land
soll an Investoren vermarktet wer-
den. Die sollen davon leben, dass
Ivlenschen für etlvas bezahlen, was
sie früher kostenlos tun konnten -
nämlich ihre Freizeit verbringen.

Die Perspektive für das öffentliche
Grün also: Inwertsetzung durch Ver-
kauf und Bebauung. Oder alternativ
Vermietung der Flächen zur privat-
wirtschaftlichen Nutzung, etwa für
Gastronomie, wie es ebenfalls für das
Gartenschaugelände vorgesehen ist.

Für die übrigen, noch nicht
privatisierten Grünflächen gilt ganz
unternehfi erisch: Leistungssteige-
rung bei drastischer Kostensenkung.

Wissenswert dazur Jeder Baum im
öffentlichen Raum muss regelmäßig
begutachtet werden, um eine von
ihrn möglicherweise ausgehende ce-
fährdung, für die die Stadt haften
müsste, auszuschließen. Bäume sind
ein mörderischer Kostenfaktor! Die
Laubbeseitigung kommt noch hinzul
Pflege von Gebüsch ist das zweit-
teuerste in öffentlichen Grünanlagen
(ca. 36.000 €/ha im lahr). Besonders
aufwendig: Das Heraussammeln von
lvlüll (in Wilhelmsburg wird dies
allerdings nur noch von Arbeitslosen
erledigt, die das per Vertrag (l) für
das Bezirksamt erledigen.) Relativ
günstig sind Rasenflächen (ca.
10.000 €/ha im Jahr). Am billigsten
ist allerdings Betonplatte. Die muss
dann auch nach einem Großevent
nicht mehr erneuert werden, Schon
bemerkt? Dementsprechend sehen
die in jüngster Zeit gestalteten Grün-
anlagen, z.B. in der Hafencity, aus.

Auch die Theorie fehlt nicht: Seit 10
Jahren - angefangen in der einst
eigenständigen Umweltbehörde -
gibt es Fachtagungen namens GRL,N
I ltlACHT I GELD. Da geht es (auch)
darum, was mit öffentlichem Grün
passiert, für das kein öffentliches
Geld mehr bereitgestel l t  wird.
Damals, zu lJmweltbehördenzeiten
war dafÜr Übrigens Heiner Baum-
garten zuständig, jetd laufen die
Fachtagungen als igs-BSU-Koopera-
tionen. Praktischerweise ist Herr
Baumgarten ietzt igs-Chef.

ZusäElich gibt es ein räumliches
Leitbild zur Hamburger Stadtent-
wicklung (immer noch im Entwufs-
stadium), erarbeitet in der BSU.
Darin steht etlvas über die Qualitäts-

offensive FrclQum, allerdings nicht
ganz so deutlich formuliert. Prinzipl
Nutzungsintensivierung der ver-
bleibenden Grünflächen im Sinne der
wachsenden Stadt, in der jeder Platz
zu kostbar geworden ist, um ihn für
Wildwuchs, Specht oder Igel zu ver-
geuden.

Schlechte Nachrichten also für
Leute, die ein bisschen Natur in der
Stadt nicht schlecht finden. Kann
man denn da gar nichts machen?
Doch I

Das Ausrälmen und Kommerzia-
lisieren des öffentlichen Grüns ent-
spricht angeblich den gewandelten
Wünschen heutiger Besucherlnnen;
Erhebungen dazu, wird zugegeben,
gibt es allerdings nicht.

Bäume am Fährstieg
kaputt

Jörg v. Prondzinski. In einem
großen Bereich der Lindenallee
weisen die Bäume Verletzungen auf.
Das Ausmaß der Beschädigungen
macht es unplausibel, dass hier ver-
einzelte Rangierfehler die Ursache
sind. Bereits 2007 wurden zwei
Bäume in Zuge des lBA-Elbinselfesti
vals herausgesägt. Die aktlelle An-
siedlung von RollsRoyce auf der ehe-
maligen ,Wiese' war gerüchteweise
ehvas ins Stocken geraten, jetd aber
soll alles wieder seinen Gang gehen -
wobei die Straßenanbindung sicher
noch etüchtigt werden wird.

Autogerechte neue Mitte
Jörg v. Prondzinski. An der Dra-

telnstraße zur lvlündung in die
Mengestraße wurde eine neue Fahr-
spur eingerichtet. zuvor befanden
sich dort auf etlva 4 m Breite ein
Rad- und ein Fußweg, Jetzt endet der
Radweg blind (ohne irgendeine weg-
weisende Beschilderung, ohne Furt
auf die Fahrbahn) und der Fußweg ist
auf 1,5 m eingeengt, liegt ohne
Sicherheitsabstand direkt neben der
Fahrbahn.

Zeichnet sich hier schon der auto-
gerechte Ausbau der neuen Mitte ab?
Die Dratenstraße soll ja zum vier-
spurigen Autobahnzubringer aus-
gebaüt $/erden, so die aktuellen
Bebauungsgplanentwürfe,

Und vor allem: Es fehlt die demo-
kratische Legitimation für das neue
Vorgehen. Bekanntlich leben wir in
einer Demokratie. in der alle l4acht
vom Volke ausgeht. Allerdings ist
keine Partei mit der Forderung an-
getreten, das öffentliche Grün nicht
mehr öffentl ich zu f inanzieren,
sondern es zu pflegeleichten
Eventflächen zu entwickeln und zu
vermarkten. Solange das Volk aber
schweigt, werden alle irgendwo an
den Fleischtöpfen dieser Stadt
sitzenden Parteien und besonders
die grün geführte BSU unisono so
weitermachen und so tun, als sei
dies eine naturgesetzliche Ent-
wicklung.

Dass es gelingen kann, die Stadt
von ihrem neoliberalen Höchstver-
wertungskurs auch wieder abzu-
bringen, zeigt das Recht-auf-Stadt-
Netzwerk, das u.a. erreicht hat, das
Gängeviertel einstweilen zu sichern
und das Zugeständnis der Stadt zu
bekommen, in Zukunft städtische
Flächen nicht nur nach Höchstgebot
zu vermarkten, sondern auch wieder
zu betrachten, was das beste
Konzept (für die Allgemeinheit
hoffentlich) ist.

Wie der öffentliche Raum aussehen
soll, dürfen wir nicht den Ver-
wertungsstrategen überlassen, son-
dern wir müssen uns selbst ein-
mischenl Dazu muss die Thematik
vielfältig öffentlich sichtbar gemacht
werden, in den Parteien diskutiert
werden, in den l{edien, auf der
Straße... Dann können sie nicht ein-
fach so weitermachen.


